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Vorbemerkungen
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Diese Unterlage informiert den Gemeinsamen Fachausschuss (GFA) über die Diskussion der 

Arbeitsgruppe „Konzernlagebericht“ zu bestimmten Befreiungsregeln, die sich voraussichtlich aus dem 

CSRD-UG ergeben werden. Konkret zur Diskussion stehen konsolidierte Nachhaltigkeitsberichte die 

wegen Befreiungskonstellationen ohne entsprechenden Konzernlagebericht und Konzernabschluss 

aufgestellt werden

Ziel der GFA-Sitzung ist die Entscheidung über eine entsprechende Positionierung des GFA und die 

Konkretisierung in DRS 20.

Darüber hinaus wurden andere Aspekte aufgeworfen, zu denen eine vorläufige Positionierung des GFA 

angestrebt wird. Zu weiteren Themen wird der GFA informiert.

Inhalt dieser Unterlage und Zielsetzung für die GFA-Sitzung

Fragen an den GFA → siehe entsprechende Abschnitte dieser Unterlage
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Ausgangspunkte der Diskussion
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RegE vom 3.9.2025 & Drucksache Sitzung Rechtsausschuss am 13.4.2026
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Befreiende Wirkung von Konzernabschlüssen aus Drittstaaten
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Stand der Änderung § 292 HGB

• Aufstellung K-Anschluss im Einklang mit Bilanz-RL oder einem gleichwertigen intern. Rechnungsleg.Standard

• Aufstellung K-Lagebericht im Einklang oder gleichwertig mit Bilanz-RL (ausgenommen Art. 29a) 

• Geprüft (mindestens „gleichwertige Prüfung“)

• In deutscher oder englischer Sprache

• Offenlegung (K-Abschluss, K-Lagebericht, Bestätigungsvermerk) gem. der Vorgaben für das befreite TK-

Mutterunternehmen

• Bestimmte Angaben im Anhang der TK-Mutter



DRSC

GFA – öffentliche Sitzungsunterlage 62_03a Schmotz

Befreiende Wirkung von Konzernabschlüssen aus Drittstaaten
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RegE vom September 2025: Begründung

• Die Änderung setzt Artikel 23 Absatz 8 Buchstabe b Ziffer i und iii der Bilanzrichtlinie in der durch 

die CSRD eingefügten Fassung um. 

• Die Befreiungsregelung des § 292 HGB-E bezieht sich künftig hinsichtlich der Pflicht zur 

Aufstellung eines Konzernlageberichts nur mehr auf dessen finanziellen Teil. 

• Die Befreiungsregelung hinsichtlich des finanziellen Teils des Konzernlageberichts in § 292 HGB-

E steht künftig neben der Befreiungsregelung für den Konzernnachhaltigkeitsbericht gemäß § 

315b Absatz 3 HGB-E (Erwägungsgrund 26 der CSRD). 

• Es ist daher möglich, dass ein Unternehmen von den Anforderungen zur konsolidierten 

Finanzberichterstattung, nicht aber von den Anforderungen zur konsolidierten 

Nachhaltigkeitsberichterstattung befreit ist, wenn sein oberstes Mutterunternehmen mit Sitz in 

einem Drittstaat den Konzernlagebericht zwar im Einklang mit Artikel 29 der Bilanzrichtlinie oder 

gleichwertigen Anforderungen, nicht aber mit Artikel 29a der Bilanzrichtlinie oder gleichwertigen 

Anforderungen, aufstellt.
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Befreiende Wirkung von Konzernabschlüssen aus Drittstaaten
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DRS 20-relevante Fragestellungen 

Oberstes Mutterunternehmen 

(z.B. mit Sitz Japan)

(Teilkonzern-)Mutterunternehmen (D)

TU 1 TU 2 TU 3

• Stellt Konzernabschluss und „finanziellen“ KLB auf 

(einbez.: MU (D) und dessen TU)

• Stellt keinen konsolidierten NHB gem. Art. 29a / ESRS auf

• Befreit von Aufstellung K-Abschluss & finanziellen KLB

→ Stellt keinen K-Abschluss und keinen finanziellen KLB auf

• Aber nicht befreit von K-NHB

Fragen:

• Aufstellung „separater“ K-NHB oder

• Einbettung in einen KLB, der aufgrund Befreiung nicht aufzustellen ist?

• Wie in DRS 20 regeln?
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Befreiende Wirkung von EU/EWR-Konzernabschlüssen
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Stand der Änderung § 291 HGB

• Aufstellung K-Anschluss im Einklang mit Bilanz-RL oder im Einklang mit IFRS

• Aufstellung K-Lagebericht im Einklang mit nationalem Recht des betreffenden obersten 

Mutterunternehmens bzw. Bilanz-RL (ausgenommen Art. 29a)

• Geprüft

• Offenlegung (K-Abschluss, K-Lagebericht, Bestätigungsvermerk) gem. der Vorgaben für das befreite 

TK-Mutterunternehmen

• Bestimmte Angaben im Anhang der TK-Mutter
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Befreiende Wirkung von EU/EWR-Konzernabschlüssen
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RegE vom September 2025: Begründung

• Die Änderung setzt Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe b der Bilanzrichtlinie in der durch die CSRD 

geänderten Fassung um. 

• Die Befreiungsregelung des § 291 HGB-E bezieht sich künftig hinsichtlich der Pflicht zur 

Aufstellung eines Konzernlageberichts nur noch auf dessen finanziellen Teil. 

• Die Befreiungsregelung hinsichtlich des finanziellen Teils des Konzernlageberichts in § 291 HGB-

E steht künftig neben der Befreiungsregelung für den Konzernnachhaltigkeitsbericht gemäß § 

315b Absatz 2 und 3 HGB-E (Erwägungsgrund 26 der CSRD). 

• Es ist daher als Folge dieser unionsrechtlichen Vorgaben möglich, dass ein Unternehmen von den 

Anforderungen zur konsolidierten Finanzberichterstattung, nicht aber von den Anforderungen zur 

konsolidierten Nachhaltigkeitsberichterstattung befreit ist, wenn sein oberstes Mutterunternehmen 

mit Sitz in der Europäischen Union oder einem anderen EWR-Vertragsstaat den 

Konzernlagebericht zwar im Einklang mit Artikel 29 der Bilanzrichtlinie, nicht aber mit Artikel 29a 

der Bilanzrichtlinie, aufstellt.
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Befreiende Wirkung von EU/EWR-Konzernabschlüssen
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Mögliche denkbare Anwendungsfälle (abstrahiert von deren praktischer Relevanz)

• EU-Mutterunternehmen aufgrund seiner Rechtsform nicht im CSRD-Anwendungsbereich

• Größengrenzen sind auf Ebene der Teilkonzernmutter überschritten, aber nicht auf Ebene des EU-

Mutterunternehmens. Denkbar bei hohen konzerninternen Leistungsbeziehungen zwischen 

Teilkonzernen.

• Betreffender Teilkonzern wird nicht einbezogen

• Oberster Konzernnachhaltigkeitsbericht ist nicht CSRD-konform
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Befreiende Wirkung von EU/EWR-Konzernabschlüssen
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DRS 20-relevante Fragestellungen 

Oberstes Mutterunternehmen (EU)

(Teilkonzern-)Mutterunternehmen (D)

TU 1 TU 2 TU 3

• Stellt Konzernabschluss und „finanziellen“ KLB auf

(einbez.: MU (D) und dessen TU)

• Stellt keinen konsolidierten NHB gem. Art. 29a / ESRS auf

• Befreit von Aufstellung K-Abschluss & finanziellen KLB

→ Stellt keinen K-Abschluss und keinen finanziellen KLB auf

• Aber nicht befreit von K-NHB

Fragen:

• Aufstellung „separater“ K-NHB oder

• Einbettung in einen KLB, der aufgrund Befreiung nicht aufzustellen ist?

• Wie in DRS 20 regeln?
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Befreiende Wirkung von …
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Empfehlung und Fragen an den GFA bzgl. Behandlung in DRS 20

• Aufnahme dieser Sonderfälle in DRS 20

• Verortung im (neuen) Abschnitt 

„Nichtvorliegen der Befreiungsvoraussetzungen“

• Inhalt dieses Abschnitts

− Getrennte Textziffern für § 291 und § 292 HGB

− Übernahme der gesetzlichen Regelung

− Nur die § 291-Fälle: Charakter einer Sonderregelung/lex specialis, da in praxi selten

− Formal wird ein KLB aufgestellt, der ausschließlich aus dem KNHB besteht, Gründe: 

▪ Es besteht eine originäre Pflicht des TK-Mutterunternehmens zur Aufstellung eines KLB, welche 

nur durch die Befreiungsoption aufgehoben wird.

▪ KNHB ist stets in den KLB aufzunehmen → notwendige „Hülle“ für den KNHB

− Hinweis: Diese Fälle können durch entsprechende Berichterstattung durch das oberste 

Mutterunternehmen vermieden werden, Verweis auf Abschnitt Befreiungen, Befreiungsvoraussetzungen

Konzernnachhaltigkeitsbericht
Geltungsbereich

Befreiungen, Befreiungsvoraussetzungen

Nichtvorliegen der Befreiungsvoraussetzungen

…

Fragen an den GFA: Wird dieser Empfehlung gefolgt? Gibt es alternative Lösungen?
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Geltungsbereich: Formulierung in DRS 20
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Formulierungsunschärfe – finaler Gesetzeswortlaut entscheidend

Ausschussdrucksache 21(6)73 vom 30. März 2026, 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

N234.

Kapitalgesellschaften und ihnen i.S.d § 264a HGB gleichgestellte 

Personenhandelsgesellschaften, die Mutterunternehmen i.S.d. § 290 HGB sind, haben den 

Konzernlagebericht um einen Konzernnachhaltigkeitsbericht zu erweitern, wenn

a) die Umsatzerlöse des Mutterunternehmens und der Tochterunternehmen, die in den 

Konzernnachhaltigkeitsbericht einzubeziehen sind, insgesamt 450 Millionen Euro in 

den zwölf Monaten vor dem am Abschlussstichtag überschreiten und 

b) das Mutterunternehmen und die Tochterunternehmen, die in den 

Konzernnachhaltigkeitsbericht einzubeziehen sind, im Jahresdurchschnitt insgesamt 

mehr als 1.000 Arbeitnehmer beschäftigen.

(Wiedervorlage nachdem endgültiger Wortlaut feststeht)
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Geltungsbereich: Relevanz des § 267 HGB 
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Anknüpfung an § 267 Abs. 4 und 5 HGB 

Ausschussdrucksache 21(6)73 vom 30. März 2026, 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
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Geltungsbereich: Relevanz des § 267 HGB 
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Empfehlung für DRS 20

Bezgl. § 267 Abs. 4 HGB: Ausformulieren

Die Rechtsfolgen der Tz. N234 Buchstabe a) und b) treten nur ein, wenn an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen 

die beiden Schwellenwerte überschritten werden bzw. einer der beiden Schwellenwerte unterschritten wird.

Bezgl. § 267 Abs. 5 HGB: Verweis auf Gesetz

Frage an den GFA: Gibt es Einwände gegen diese Empfehlung?
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Berichtspflicht aufgrund von Drittstaaten-Regelungen
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Inländische Kapitalgesellschaft (§ 315h HGB-E)

Ausschussdrucksache 21(6)73 vom 30. März 2026

• Kapitalgesellschaft (mehr als EUR 200 Mio. Umsatz) hat Mutterunternehmen außerhalb der EU (TC-MU) 

• Konzernumsatz (TC-MU) höher als EUR 450 Mio.

• Aufforderung durch gesetzl. Vertreter der Kapitalgesellschaft an TC-MU zur Aufstellung eines KNHB 

[gem. § 315k Abs. 2]

• Kommt TC-MU der Aufforderung nicht nach → Kapitalgesellschaft stellt KNHB des gesamten Konzerns 

[gem. § 315k Abs. 2] auf; Grundlage: „Angaben, über die die Kapitalgesellschaft verfügt und die sie 

beschaffen kann“

• Gem. § 315k Abs. 2 HGB-E enthält der KNHB u.a. (!):

− Klima-Transitionsplan,

− Art und Weise, wie die Kapitalgesellschaft den Belangen ihrer Interessenträger und den 

Auswirkungen ihrer Tätigkeiten auf Nachhaltigkeitsaspekte in Geschäftsmodell und Strategie 

Rechnung trägt,

− Art und Weise, wie die Strategie der Kapitalgesellschaft im Hinblick auf Nachhaltigkeitsaspekte 

umgesetzt wird,

− Beachtung der TC-ESRS (noch in Entwicklung, Fokus auf Auswirkungen)
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Berichtspflicht aufgrund von Drittstaaten-Regelungen
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Inländische Zweigniederlassung I (§ 315j HGB-E)

Ausschussdrucksache 21(6)73 vom 30. März 2026

• Inländische Zweigniederlassung einer TC-Kapitalgesellschaft, die verbundenes Unternehmen ist

• Zuzuordnender Umsatz (Zweigniederlassung) > EUR 200 Mio. 

• Oberstes Mutterunternehmen der TC-Kapitalgesellschaft und die einzubeziehenden Tochterunternehmen 

erwirtschaften in der EU mehr als EUR 450 Mio. Umsatz

• Oberstes Mutterunternehmen der TC-Kapitalgesellschaft hat kein Tochterunternehmen in der EU, 

welches gem. § 315h HGB-E berichtspflichtig ist

• Aufforderung durch die „ständigen Vertreter“ der Zweigniederlassung (§ 13e Abs. 2 S. 5 Nr. 3) an 

oberstes Mutterunternehmen der TC-Kapitalgesellschaft zur Aufstellung eines KNHB des obersten 

Mutterunternehmens [gem. § 315k Abs. 2] 

• Kommt oberstes Mutterunternehmen der Aufforderung nicht nach → Zweigniederlassung stellt KNHB des 

gesamten Konzerns [gem. § 315k Abs. 2] auf; Grundlage: „Angaben, über die die Zweigniederlassung 

verfügt und die sie beschaffen kann“

• Zum Inhalt siehe vorherige Folie



DRSC

GFA – öffentliche Sitzungsunterlage 62_03a Schmotz

Berichtspflicht aufgrund von Drittstaaten-Regelungen
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Inländische Zweigniederlassung II (§ 315i HGB-E)

Ausschussdrucksache 21(6)73 vom 30. März 2026

• Inländische Zweigniederlassung einer TC-Kapitalgesellschaft, die nicht verbundenes Unternehmen ist

• Aufforderung durch die „ständigen Vertreter“ der Zweigniederlassung (§ 13e Abs. 2 S. 5 Nr. 3) an TC-

Kapitalgesellschaft zur Aufstellung eines NHB (kein KNHB!) → nicht im Scope des DRS 20
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Berichtspflicht aufgrund von Drittstaaten-Regelungen
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Alternative Positionen zur Behandlung in DRS 20 (§§ 315h und 315 j HGB-E) 

Keine Behandlung in DRS 20

• Das direkt verpflichtete Unternehmen bzw. die direkt verpflichtete Zweigniederlassung unterliegt keiner 

originären Pflicht zur Aufstellung eines Konzernlageberichts (anders im Fall der Befreiungsregeln)

→ Daher generell nicht im Scope des DRS 20

Aufnahme der gesetzlichen Regelung (§§ 315h und 315 j HGB-E) in DRS 20

• Durch den Rückgriff auf das inländische Unternehmen bzw. die Zweigniederlassung entsteht eine Pflicht 

zur Aufstellung eines Konzernnachhaltigkeitsberichts

• Ein Konzernnachhaltigkeitsbericht benötigt immer die „Hülle“ eines Konzernlageberichts

→ Daher im Scope des DRS 20

Keine Behandlung in DRS 20, aber ggf. Behandlung/Diskussion der gesetzlichen Regelung 

außerhalb von DRS 20

• Keine Behandlung in DRS 20, da scope-fremdes Thema

• Mögl. besteht jedoch Bedarf der Klärung von Fragen → anderweitige Verlautbarung

Fragen an den GFA: Welche Position präferiert der GFA? 
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Weitere Themen aus der CSRD-Umsetzung

19

Begriff „Beteiligungsunternehmen“

Ausschussdrucks. 21(6)73: § 315b Abs. 1 Satz 3 HGB-E Art. 2 Nr. 15 Bilanz-Richtlinie

Beobachtungen

• Bislang geringe Relevanz der Einstufung als „Beteiligungsgesellschaft“ für die Berichterstattung

→ Rückausnahmen der Erleichterungen für Kleinstgesellschaften (Art. 3 B-RL, § 267a HGB)

• Gestiegene Bedeutung durch die Ausnahme in Art. 29a Abs. 7a B-RL bzw. voraussichtlich § 315b HGB

Abweichend von Satz 1 kann eine Beteiligungs-

gesellschaft im Sinne von Artikel 2 Nummer 15 der 

Richtlinie 2013/34/EU in der Fassung vom [xxx 

2026] mit Tochterunternehmen, deren Geschäfts-

modelle und Geschäftstätigkeiten voneinander 

unabhängig sind, beschließen, ihren Konzernlage-

bericht nicht um einen Konzernnachhaltigkeits-

bericht zu erweitern.

Frage an den GFA: Soll das Thema, neben der Übernahme der gesetzlichen Regelung, 

konkretisierend in DRS 20 behandelt werden?
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Vielen Dank!
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